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Ein klares Ziel vor Augen
Nun müssen die Arbeitgeber
 liefern: Auf dem Weg zu einem
bundesweit gültigen Tarif -
vertrag für die Altenpflege.

Die Bundesregierung will Tarif ver -
träge in der Altenpflege flächen -
deckend zur Anwendung bringen. So
steht es im Koalitionsvertrag. Und
das ist auch dringend nötig, denn
die Löhne in der Altenpflege sind
beschämend niedrig, die Arbeits -
bedingungen schlecht. Eine Ursache:
Viele Arbeitgeber sind nicht bereit,
mit ver.di Tarifverhandlungen zu füh-
ren. Oft müssen Beschäftigte wochen -
 lang streiken, um die Arbeitgeber -
seite überhaupt an den Verhand -
lungstisch zu bekommen.

ver.di begrüßt daher das Vorhaben
der Bundesregierung und hat mit der
Gründung einer ver.di-Bundestarif -
kommission Altenpflege am 28.
September 2018 den ersten wichti-
gen Schritt gemacht. Neben der
Bezahlung, die sich am Niveau des
Tarifvertrages des öffentlichen
Dienstes (TVöD)  orientieren sollte,

haben für die Mitglieder der Tarif -
kommission auch Regelungen des
Gesundheits schut zes eine besonde-
re Bedeutung, weil die Arbeit nicht
zuletzt wegen der viel zu dünnen
Personaldecke sehr belastend ist.

Am 22. November kam die ver.di-
Bundestarifkommission erneut zu -
sammen, um über die weiteren
Schritte zu beraten. Nun liegt der
Ball bei den Arbeitgebern. ver.di ist
mit den weltlichen Wohlfahrts ver -
bänden im Austausch und begrüßt,
dass diese nun die Voraussetzungen
dafür schaffen wollen, um zügig
Tarifverhandlungen mit ver.di auf -

zunehmen. Es liegt aber auch an
Diakonie und Caritas, den Prozess
hin zu einem bundesweiten Tarif -
vertrag zu unterstützen, schließlich
haben die beiden konfessionellen
Anbieter eine große gesellschaftliche
Verantwortung.

Ein flächendeckend erstreckter Tarif -
vertrag würde ausnahmslos für
 Be    schäftigte aller Träger in der
Altenpflege gelten. Bereits bestehen-
de Tarifverträge, die bessere Rege -
lungen enthalten, bleiben davon
unangetastet. Es geht voran, ver.di
steht bereit. b
Matthias Gruß

Beschäftigte aus Kirche und
Diakonie demonstrieren für
Mitbestimmung und Tarif -
verträge.

Am 11. November zog ein ganz
besonderer Laternenumzug durch die
Würzburger Innenstadt. Rund 400
Beschäftigte aus Kirche und Diakonie
waren aus allen Teilen des Landes
gekommen, um die tagende Synode
der Evangelischen Kirche Deutsch -

lands mit ihren Forderungen nach
verbindlicher Mitbestimmung und
Tarifverträgen zu konfrontieren.

Mitgebracht hatten sie Laternen,
Transparente, Sprechchöre und
Lieder. Ihre Botschaft: Die Kirchen
und ihre Wohlfahrtsverbände sollten
endlich Schluss machen mit ihrem
Sonderweg beim Arbeitsrecht. Die
insgesamt mehr als eine Million
Beschäftigten müssen die gleichen

Rechte haben, wie sie in weltlichen
Unternehmen selbstverständlich sind.
Einiges ist geschafft: Ab 2019 kön-
nen alle Beschäftigten in die Mit -
arbeitervertretung gewählt werden,
auch ohne Konfession. Ab 2020 wird
die verbindliche Eini gungs stelle ein-
geführt, wenngleich nicht so stark,
wie nach Betriebs verfassungs gesetz.
Verbesserungen also, doch noch kein
Durchbruch. ver.di kämpft weiter für
Tarifverträge und das Betriebsverfas -
sungs gesetz in kirchlichen Betrieben.
b

Mario Gembus

Erleuchtung erwünscht
Kirche und Diakonie
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Sylvia Bühler, 
ver.di-Bundesvorstand:
„Unser Ziel ist ein Tarif -
vertrag, der vom Bundes -
arbeitsminister auf das
gesamte Arbeitsfeld er -
streckt wird, und zwar auf
die stationäre und die
ambulante Altenpflege für
alle Beschäftigten, nicht nur
für Pflegekräfte. Um das
gesellschaftlich wichtige
Feld der Altenpflege attrak-
tiv zu machen, brauchen
wir mehr Personal und eine
gute Bezahlung. Der ange-
strebte Tarifvertrag wird
dazu erheblich beitragen.“
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Zu viel zu tun, zu wenig Zeit:
Die Beschäftigtenbefragung
DGB-Index Gute Arbeit belegt
miese Arbeitsbedingungen in
der Altenpflege.

Eine aktuelle Auswertung der regel-
mäßigen Beschäftigtenbefragung
„Index Gute Arbeit“ von ver.di und
DGB zeigt: Altenpfleger/innen bewer-
ten ihre Arbeitsbedingungen sehr viel
schlechter als andere Berufsgruppen. 

Der Anteil der Altenpfleger/innen, die
sich bei der Arbeit oft gehetzt füh-
len, liegt demnach bei 69 Prozent.
Der Anteil jener, die sagen, dass sie
Abstriche bei der Qualität machen
müssen, um die anstehenden Ar -
beits mengen bewältigen zu können,
liegt bei 42 Prozent. Im Schnitt aller
Berufsgruppen liegen diese Werte
bei 55 und 22 Prozent. Nur 20 Pro -
zent der Beschäftigten in der Alten -
pflege können sich vorstellen, bis
zur Rente in dem Beruf so weiter -
zuarbeiten (gegenüber 48 Prozent
im Durchschnitt aller  Berufs-
    grup pen).

Hinzu kommt die schlechte Bezah -
lung. Fachkräfte in der Altenpflege
erhielten 2017 durchschnittlich
2.744 Euro und verdienen damit
14,5 Prozent weniger als der Schnitt
aller Beschäftigten. Für  bessere
Arbeitsbedingungen und anständige
Vergütungen braucht es einen

Tarifvertrag, der auf die gesamte
Altenpflege erstreckt wird, fordert
ver.di. Bisher verweigern sich insbe-
sondere die kommerziellen Anbieter
in der Altenpflege, mit ver.di Tarif -
verträge zu schließen.

Aus den miesen Arbeitsbedingungen
folgt ein zunehmender Fachkräfte -
bedarf. Laut Bundesagentur für
Arbeit fehlten Ende 2016 bereits
19.000 examinierte Altenpflege -
fachkräfte. Tendenz steigend, zeigen
Berechnungen. Dem Institut Arbeit

und Technik zu folge werden bis
2030 mindestens 350.000 zusätz -
liche Kräfte benötigt, darunter rund
130.000 Pflegefach kräfte. Diese kön-
nen nur durch eine faire Be zahlung
und gute Arbeits bedingun gen (zu -
rück)gewonnen werden. Dazu
braucht es vor allem einen flächen-
deckenden Tarifvertrag, verlässliche
Arbeitszeiten und bundesweite
gesetzliche Personalvorgaben.

Das für 2020 geplante Instrument
zur Personalbemessung kommt zu
spät. Bis zur Umsetzung einer am
Bedarf orientierten Personalbemes -
sung, schlägt ver.di vor, den bundes-
weit bisher besten Personalstandard
auf das gesamte Bundesgebiet zu
übertragen. Außerdem: Keine Nacht
allein und Beibehaltung einer Min -
destfachkraftquote von 50 Prozent.
Für die ambulante Pflege ist eben-
falls dringend eine Zwischenlösung
nötig. b

Stress lass nach
Befragung in der Altenpflege

Es werden eine halbe Stelle bei
Pflegeeinrichtungen mit bis zu 40
Plätzen, eine Stelle bei Pflegeein -
richtungen mit 41 bis zu 80 Plätzen,
anderthalb Stellen bei Pflegeeinrich -
tungen mit 81 bis zu 120 Plätzen
und zwei Stellen bei Pflegeeinrich -
tungen mit mehr als 120 Plätzen
finanziert.

Wer bezahlt das?
Pflegebedürftige Menschen werden
finanziell nicht zusätzlich belastet,
weil das hinzukommende Fach -
personal mit 640 Millionen Euro pro
Jahr aus der gesetzlichen Kranken -
versicherung finanziert wird.

Ein bisschen
Entlastung
Das Pflegepersonalstärkungs -
gesetz sieht ab Jahresbeginn
13.000 zusätzliche Stellen für
die stationäre Altenpflege vor.
Das ist ein erster wichtiger
Schritt, weitere größere sind
dringend notwendig, meint
Dietmar Erdmeier, bei ver.di
zuständig für Pflegepolitik.

Wann bekommt eine Pflege -
einrichtung den Vergütungs -
zuschlag?
Das ist kein Selbstläufer, der Zu -
schlag für zusätzliche Pflegefach -
kräfte muss bei der Pflegekasse
beantragt werden. 

Wie viele zusätzliche Stellen
werden finanziert?
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Interview mit 
Dietmar Erdmeier 

Oftmals müssen keine neuen
Pflege fachkräfte gefunden und ein-
gestellt werden, aufgrund der
hohen Teilzeitanteile können dieje-
nigen Kolleg/innen, die mehr arbei-
ten möchten, ihre Arbeitszeit auf-
stocken, es geht schließlich nur um
wenige zusätzliche Stellen.

Wie bewertet ver.di das Gesetz?
Es ist ein erster Schritt in Richtung
mehr Personal. Wesentlich größere
Schritte sind aber notwendig, damit
eine deutliche Entlastung für die
Pflegekräfte kommt. Da die zu sätz -
 lichen Pflegefachkräfte nicht von
selbst in die Einrichtungen kom-
men, müssen Betriebsräte oder
Mitarbeitervertretungen unter
Umständen Druck ausüben. Für die
ambulante Pflege ist kein zusätz -
liches Personal vorgesehen – doch
auch hier arbeiten die Kolleg/innen
längst an der Belastungsgrenze. b

Welche Kriterien muss das
zusätzliche Personal erfüllen?
Es muss zur Erbringung aller voll -
stationären Pflegeleistungen vor -
gesehen sein und es muss sich bei
dem Personal um Pflegefachkräfte
handeln. Nur für den Fall, dass die
Pflegeeinrichtung nachweist, dass es
ihr in einem Zeitraum von über vier
Monaten nicht gelungen ist, geeig-
nete Pflegefachkräfte einzustellen,
soll sie ausnahmsweise auch für 
die Beschäftigung von zusätzlichen
Pflegehilfskräften, die sich in der
Ausbildung zur Pflegefachkraft
 befinden, einen Vergütungszuschlag
erhalten können, so die Gesetzes -
vorgabe. Ursprünglich hätten sogar
Pflegehilfskräfte eingestellt werden
können – ver.di hatte dies ausdrück-
lich abgelehnt.  

Woher soll das zusätzliche
Personal kommen?

Dietmar Erdmeier

Tanja Döhring, Alten -
pflegerin: „Ich bin sehr
froh, dass es diese Studie
jetzt endlich gibt. Sie unter-
malt das, was wir schon 
die ganze Zeit sagen.“ 

Sylvia Bühler, ver.di-
Bundesvorstand: „Statt
den Beschäftigten in der
Altenpflege und in den
Krankenhäusern den roten
Teppich auszurollen, ver-
schleißen die Arbeitgeber
deren Gesundheit.“ 
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Mit bundesweiten Aktionen
 trugen Beschäftigte aus der
Altenpflege am Buß- und
Bettag ihren Plan für mehr
Personal und gute Pflege in 
die Öffentlichkeit

Von wegen beten und büßen! Am
Buß- und Bettag, dem 21. Novem -
ber, haben stattdessen unzählige
Kolleg/innen bundesweit Gesicht für
die Altenpflege gezeigt. Das gewähl-
te Datum ist kein Zufall: Vor 23
Jahren wurde der Buß- und Bettag in
allen Bundesländern außer Sachsen
als Feiertag abgeschafft. Und zwar
um die Arbeitgeber finanziell zu ent-
lasten. Von Entlas tung beim
Pflegepersonal ist allerdings bis
heute nichts zu spüren.

Ganz im Gegenteil: Um auf die alar-
mierenden Zustände in der Alten -
pflege aufmerksam zu machen, rief
ver.di die Beschäftigten im gesamten

Bundesgebiet zu Aktionen auf. Mit
kreativen Mittagspausen, lautstarken
Kundgebungen oder diskussionsfreu-
digen Informationsveranstaltungen
haben die Kolleg/innen ihren Plan
für gute Pflege in die Öffentlichkeit
getragen. Denn Arbeitgeber und
Politik können einen Wegweiser
offensichtlich gut gebrauchen. Und
so war die Grundbotschaft der
ver.di-Fotoaktion mit ihren ziel -
führenden Pfeilen: „Her mit einer
besseren Personalausstattung, her

mit guten Arbeitsbedingungen und
guter Ausbildung!“ Denn es braucht
auch in der Altenpflege mehr Per so -
nal, um gute Pflege zu gewährleisten.

Für Michaela Feldrappe, Ergo thera -
peutin im Curanum-Heim Jena-
Lobeda, kam der Aktionstag Alten -
pflege genau zur richtigen Zeit. Die
Foto aktion sei für viele Beschäftigte
eine tolle Möglichkeit, sich Gehör zu
verschaffen. Die Betriebsrätin ist
überzeugt: „Unser Einsatz für mehr

„Das ist erst der Anfang“
ver.di-Aktionstag Altenpflege

Beschäftigtenvertreter/innen
fordern auf der ver.di-Fach -
tagung Altenpflege  flächen -
deckende Tariflöhne.

Die „Abwärtsspirale aus geringer
Bezahlung, schlechten Arbeits bedin -
gungen und fehlenden Pflege -
kräften“ muss durchbrochen wer-
den. Dies haben Beschäftigten -
vertreter/in nen auf der ver.di-Fach -
tagung Alten pflege am 3. und 4.
September in Göttingen gefordert.
Dafür müsse die Bundesregierung
ihr Versprechen zur Einführung
 flächendeckender Tarif löhne in der
Branche schnellstmöglich umsetzen. 

„Es darf so nicht weitergehen, wir
brauchen dringend Entlastung“,
sagte auf der Tagung die Alten -
pflegerin Kerstin Günther aus
Gifhorn. Die Pflege sei „ein erfül-
lender und toller Beruf“, betonte

Günther. „Aber die Bedingungen
sind unerträglich.“ Dabei habe die
ganze Gesellschaft ein Interesse
daran, dass sich das ändert. Denn
die Zahl der pflegebedürftigen
Menschen steigt.

Die finanzielle Aufwertung der
Pflegeberufe sei eine entscheidende
Voraussetzung dafür, den wachsen-
den Fachkräftebedarf in Zukunft zu
decken, sagte ver.di-Bundesvor -
standsmitglied Sylvia Bühler. „Wenn
Pflegekräfte in Sachsen-Anhalt in
Vollzeit weniger als 2.000 Euro brut-
to verdienen, ist das ein unhaltbarer
Zustand. Niemand muss sich wun-
dern, wenn Stellen in der Altenpflege
unter solchen Bedingungen nicht
besetzt werden können.“ 

Doch für bessere Bedingungen
braucht es eine »kraftvolle
Selbstorganisation“, wie der Politik -

Aktiv gegen Abwärtsspirale

wissenschaftler Wolfgang Schroeder
von der Universität Kassel feststellte.
Einer Studie von Schroeder zufolge
sind viele Beschäftigte in den Pflege -
einrichtungen durchaus bereit, sich
zu engagieren und an Aktionen bis
hin zu Streiks teilzunehmen. Das
Problem ist nur: Sie wissen nicht,
wie. „Die Gewerkschaft hat wenige
Mitglieder, verfügt deshalb über
geringe Ressourcen und ist in den
Betrieben kaum präsent – und
gewinnt dadurch wenige neue

Mitglieder.“ Diesen Teufelskreis zu
durchbrechen, haben sich die
Teilnehmer/ innen der Göttinger
Tagung fest vorgenommen. In ihrer
Resolution riefen sie »unsere
Kolleginnen und Kollegen in allen
stationären und ambulanten Ein -
richtungen (…) dazu auf, aktiv zu
werden, betriebliche Interes sen -
vertretungen zu wählen, sich
 ge werkschaftlich zu organisieren,
Tarifverträge zu erkämpfen.“ b

Entlastung lohnt sich, denn das hier
ist erst der Anfang!“ An anderen
Orten ging es zeitweise ein wenig
lauter zu. So zog zum Beispiel in
Hamburg ein ganzer Demonstra -
tions zug durch die Innen stadt, um
die Gesellschaft wachzurütteln und
auf die schlechten Arbeitsbedin gun -
gen in der Pflege aufmerksam zu
machen. Vielerorts beteiligten sich
auch lokale Politiker/ innen an den
Aktionen.

Mit der Tarifkommission Altenpflege
hat ver.di den ersten Schritt für einen
flächendeckend er streckten Tarif -
vertrag gemacht. Die Beschäftigten
aus der Alten pflege sind bereit für
den nächsten! b

Maren Skambraks
Mehr Fotos zu den Aktionen: 
www.altenpflege.verdi.de
oder Facebook 
„Altenpflege in Bewegung“ 
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13.000 Stellen sind nicht genug

Beschäftigte des AWO Senioren- und
Pflegeheims Seifersdorf in Dippoldiswalde
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Ab 1. Januar 2019 gilt für Pflege -
hilfskräfte in Deutschland ein neuer
Mindestlohn. In Westdeutschland
(inklusive Berlin) steigt dieser auf
11,05 Euro und in Ostdeutschland
auf 10,55 Euro pro Stunde.

Arbeitgeber und Gewerkschafts -
vertreter/innen hatten sich in der
Pflegemindestlohn-Kommission 
auf diese Untergrenzen geeinigt. 
Die nächste Erhöhung findet zu
Jahresbeginn 2020 statt. b

Pflegemindestlohn steigt
Ab 2019

Termine

ver.di auf der
 Altenpflege messe
2. bis 4. April 2019, Nürnberg
ver.di-Aktion zur Gesund -
heits ministerkonferenz
5. Juni 2019, Leipzig
ver.di-Fachtagung Altenpflege
23. bis 25. Oktober 2019,
Göttingen
ver.di-Aktionstag Altenpflege
20. November 2019 (Buß- und
Bettag)

Am 30. Juli 2018 war es endlich
soweit: Der „Tarifvertrag Süderelbe“
wurde unterschrieben. Lange hatten
die ver.di-Kolleg/innen im „Haus Am
Frankenberg“ dafür gekämpft. Die
Süderelbe Wohnungsbaugenossen -
schaft eG betreibt zwei Senioren -
pflegeeinrichtungen in Hamburg, das
„Haus Am Frankenberg“ und das
„Haus Hammer Landstraße“. 

In beiden Häusern arbeiten rund 251
Beschäftigte. „Wir haben jahrelang
unsere Beschäftigten angesprochen,
dass sie endlich ver.di-Mitglied wer-
den. Denn nur so verbessern sich
unsere Arbeitsbedingungen“, sagt
Nelson Studzinski, Betriebsrats -
vorsitzender Haus Am Frankenberg.
„Seit September 2017 haben wir mit
dem Vorstand verhandelt, wir haben
schon nicht mehr geglaubt, dass wir
es noch schaffen“, sagt seine

Kollegin Sevkije Kaval, ebenfalls
Mitglied in der Tarifkommission und
Betriebsrätin. 

30 Tage Urlaub, ein freier Tag für
ver.di-Veranstaltungen und eine
deutliche Gehaltserhöhung für die
neuen Beschäftigten, das haben die
ver.di-Kolleg/innen erreicht.

Besonders stolz sind sie darauf, die
Arbeitsvertragsrichtlinien des bpa-
Arbeitgeberverbandes verhindert zu
haben. Ab 1. Januar 2020 kann über
die Entgelttabelle wieder verhandelt
werden. Die ver.di-Mitglieder haben
ein klares Ziel: „Wir werden uns jetzt
auf die nächste Tarifverhandlung
 vorbereiten, damit wir noch bessere
tarifliche Bedingungen erreichen!“
b

Norbert Proske

Endlich ein Tarifvertrag
für Süderelbe

Hamburg

Mit diesem Slogan begleitet ver.di
Nordrhein-Westfalen seit 2016 die
Diskussion um die Errichtung einer
Pflegekammer. 

Mit den Kernauf gaben einer Pflege -
kammer, dem Erlass einer Fort- und
Weiterbil dungs ordnung, verändern
sich die schlechten Arbeitsbedingun -
gen der Pflegekräfte nicht. Nur aus-
reichende Personalschlüssel werden
das Blatt wenden und den Pflege -
beruf attraktiver machen. Ob Fach -
pflegekräfte das auch so sehen, wird
die Befra gung von 1500 Fach pflege -
kräften zeigen. Ihre Antworten sollen
repräsentativ sein für die 197.000
Pflege fachkräfte in NRW. Wer die
Befrag ten in den Betrieben auswählt
und nach welchen Kriterien das pas-

siert, weiß ver.di nicht. Hier fehlt es
an Transparenz. 

Gefragt soll werden, ob die Pflegen -
den überhaupt eine weitere Interes -
senvertretung wünschen, ob es eine
Pflegekammer sein soll oder ein
Pflegering nach bayerischem Vorbild.
Besser wäre es gewesen, alle Pflege -
kräfte hätten die Chance erhalten,
an der Befragung teilzunehmen.

Übrigens: In Hessen haben die Be -
schäftigten eine Pflegekammer abge-
lehnt. Gut so. Statt auf Pflichtmit -
glied schaft setzt ver.di auf freiwilli-
ges Engagement für bessere
Arbeitsbedingungen. b

Maria Tschaut

Personal statt Kammer
Nordrhein-Westfalen
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